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Pressemitteilung 
 

Kommunaler Landesverband kreisangehöriger Städte und Gemeinden 

Zumeldung des Gemeindetags zur Wohnraum-Allianz: 
 
Der Gemeindetag begrüßt die Ergebnisse der heutigen Sitzung der Wohnraum-
Allianz. „Viele beschlossene Empfehlungen gehen zurück auf die vom Gemeindetag 
mit entwickelten Eckpunkte für ein Wohnungsbaubeschleunigungsgesetz“, so 
Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Zentrale Punkte seien die Ausweitung der 
Wohnbauförderung auf das ganze Land, eine Erleichterung bei der Ausweisung von 
Wohnbauflächen oder die Entstandardisierung des Bauordnungsrechts.  
 
In der Ende Juli 2016 gegründeten Wohnraum-Allianz hatten alle relevanten Akteure 
–  Vertreter der Wohnungswirtschaft, der kommunalen Landesverbände, der im 
Landtag vertretenen Fraktionen, der Banken und des Natur- und Umweltschutzes – 
an einem Verhandlungstisch gemeinsam Wege und Lösungen ausgearbeitet, um 
schnell  bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. "Wir müssen jetzt alles dafür tun, dass 
die Vorschläge der Wohnraum-Allianz im nun folgenden politischen 
Entscheidungsprozess aber nicht als Papiertiger enden. Dafür ist das 
Wohnraumproblem zu gravierend und unsere Vorschläge zu wichtig“, mahnt Kehle 
und fügt hinzu: „Von Seiten des Gemeindetages sind wir gerne weiter bereit, 
gemeinsam mit allen Partnern einen Beitrag zu dieser aktuell dringlichen 
Herausforderung zu leisten.“  
 
Gemeindetagspräsident Kehle hält es darüber hinaus für dringend notwendig, ein 
positives Signal an potenzielle private Investoren zu senden. „Ohne private 
Investitionen wird die öffentliche Hand es nicht schaffen, die Herausforderungen 
beim Wohnungsbau erfolgreich zu bewältigen“, warnt er. Der Gemeindetag hatte im 
Rahmen der Verhandlungen gefordert, dass sich das Land gegenüber dem Bund für 
gezielte Steuervergünstigungen für Wohnrauminvestitionen einsetzt. 
 
 
 


